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PITTLER Maschinenfabrik Aktiengesellschaft 

Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre 

nach den §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127, Art. 2 § 1 Abs. 2 COVID-19-Gesetz 

Die Einberufung der Hauptversammlung enthält bereits Angaben zu den Rechten der Aktio-
näre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 Aktiengesetz (AktG) und Art. 2 § 1 Abs. 2 Gesetz zur 
Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrens-
recht (COVID-19-Gesetz). Nachstehende Ausführungen dienen der weiteren Erläuterung. 

§ 122 Abs. 2 AktG (Ergänzung der Tagesordnung) 

Aktionäre, deren Anteile zusammen mindestens den zwanzigsten Teil des Grundkapitals 
oder den anteiligen Betrag des Grundkapitals von EUR 500.000 (das entspricht 500.000 
Stückaktien) erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt 
und bekanntgemacht werden (§ 122 Abs. 2 AktG). Jedem neuen Gegenstand muss eine Be-
gründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand 
der Gesellschaft zu richten und muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Hauptver-
sammlung, also bis zum Ablauf des 01. August 2021, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen. Bitte rich-
ten Sie entsprechende Verlangen an folgende Adresse: 
 

Vorstand der PITTLER Maschinenfabrik Aktiengesellschaft 
Gutleutstraße 175, 60327 Frankfurt am Main 
 

Für die Fristwahrung ist der Eingang des Antrags bei der Gesellschaft entscheidend. Die An-
tragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs 
des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vor-
stands über den Antrag halten. 
 
Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden unverzüglich nach Zugang des 
Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und gemäß § 121 Abs. 4a AktG solchen 
Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass 
sie die Information in der gesamten Europäischen Union verbreiten. Sie werden außerdem 
unter Internetadresse  
 
https://pittler-maschinenfabrik.de/investor-relations/hauptversammlungen/  
 
bekannt gemacht und den Aktionären nach Maßgabe von § 125 AktG mitgeteilt.  
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§§ 126 Abs. 1, 127 AktG (Gegenanträge und Wahlvorschläge) 

Aktionäre können der Gesellschaft Gegenanträge gegen einen Vorschlag von Vorstand 
und/oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt sowie Wahlvorschläge 
übersenden. Gegenanträge sind unter Angabe des Namens des Aktionärs und einer etwai-
gen Begründung schriftlich, per Telefax oder per E-Mail an die nachstehende Postanschrift, 
Faxnummer oder E-Mail-Adresse zu richten: 

PITTLER Maschinenfabrik Aktiengesellschaft 
Gutleutstraße 175, 60327 Frankfurt am Main 
Telefax: 069 - 24000849 
E-Mail: mh@pittler-maschinenfabrik.de 

Die Gesellschaft macht gemäß § 126 Abs. 1 AktG zugänglich zu machende Gegenanträge zu 
den Vorschlägen von Vorstand und Aufsichtsrat zu den Punkten der Tagesordnung ein-
schließlich des Namens des Aktionärs, einer etwaigen Begründung und einer etwaigen Stel-
lungnahme der Verwaltung auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
 
https://pittler-maschinenfabrik.de/investor-relations/hauptversammlungen/  
  
zugänglich, wenn der Gegenantrag unter der vorstehend angegebenen Adresse mindestens 
14 Tage vor dem Tag der Hauptversammlung, also bis spätestens zum Ablauf des 17. August 
2021, 24:00 Uhr (MESZ), zugegangen ist. Für die Fristwahrung ist der Eingang des Gegenan-
trags bei der Gesellschaft entscheidend. 
 
Die Gesellschaft ist unter bestimmten Voraussetzungen nicht verpflichtet, einen fristgemäß 
eingegangenen Gegenantrag und dessen Begründung zugänglich zu machen. Dies ist nach 
§ 126 Abs. 2 AktG der Fall, 
 

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde, 
2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der Haupt-

versammlung führen würde, 
3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irrefüh-

rende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 
4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits zu 

einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist, 
5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung in 

den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesell-
schaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist und in der Hauptversammlung we-
niger als der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht teil-
nehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen 
von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen. 

 
Die Begründung eines zulässigen Gegenantrags braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, 
wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt.  
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Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Gegenanträge, 
so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen zusammenfassen. 
 
 
Für Wahlvorschläge eines Aktionärs gelten die vorstehenden Absätze einschließlich der An-
gaben zur Adressierung sinngemäß mit der Maßgabe, dass der Vorstand den Wahlvorschlag 
auch dann nicht zugänglich machen muss, wenn der Vorschlag nicht den Namen, ausgeübten 
Beruf und Wohnort des Vorgeschlagenen angibt (§ 127 AktG). Vorschläge zur Wahl von Auf-
sichtsratsmitgliedern müssen auch dann nicht zugänglich gemacht werden, wenn ihnen kei-
ne Angaben zu Mitgliedschaften des vorgeschlagenen Kandidaten in anderen gesetzlich zu 
bildenden Aufsichtsräten und vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von 
Wirtschaftsunternehmen im Sinne von § 125 Abs. 1 S. 5 AktG beigefügt sind. 
 
Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die gemäß § 126 oder § 127 AktG zugänglich 
zu machen sind, gelten als in der Versammlung gestellt, wenn der den Antrag stellende oder 
den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und zur Hauptver-
sammlung angemeldet ist. 

Fragerecht gemäß Art. 2 § 1 Abs. 2 COVID-19-Gesetz 

In einer Hauptversammlung, die gem. Art. 2 § 1 Abs. 2 COVID-19-Gesetz ohne physische Prä-
senz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten stattfindet, ist den ordnungsgemäß angemel-
deten Aktionäre bzw. ihren Bevollmächtigten ein Fragerecht im Wege elektronischer Kom-
munikation einzuräumen. Um eine Beantwortung der Fragen unter den erschwerten Bedin-
gungen der COVID-19-Pandemie sicherzustellen, hat der Vorstand mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats beschlossen, dass Fragen in Übereinstimmung mit Art. 2 § 1 Abs. 2 S. 2 COVID-19-
Gesetz bis spätestens Montag, den 30. August 2021, 24:00 Uhr (MESZ), in deutscher Spra-
che über das passwortgeschützte HV-Portal unter 
 
https://pittler-maschinenfabrik.de/investor-relations/hauptversammlungen/  
 
bei der Gesellschaft einzureichen sind. 
 
Der Vorstand entscheidet gemäß Art. 2 § 1 Abs. 2 COVID-19-Gesetz nach pflichtgemäßem, 
freiem Ermessen, wie er Fragen beantwortet. 
 
Etwaige Antworten werden entweder in der Fragenbeantwortung während der Hauptver-
sammlung gegeben oder vorab auf der Website der Gesellschaft unter 
 
https://pittler-maschinenfabrik.de/investor-relations/hauptversammlungen/  
 
veröffentlicht. 
 

***** 


